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Abkürzungsverzeichnis

SGK-NR Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit des Nationalrates
OR Obligationenrecht
EOG Bundesgesetz über den Erwerbsersatz für Dienstleistende und bei

Mutterschaft
(Erwerbsersatzgesetz)

CSSS-CN Commission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil
national

CO Code des obligations
LAPG Loi fédérale sur les allocations pour perte de gain en cas de service et de

maternité (Loi sur les allocations pour perte de gain)
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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Sozialversicherungen

Erwerbsersatzordnung (EO)

Eine parlamentarische Initiative Teuscher (gp, BE) verlangte mit einer Revision des
Erwerbsersatzgesetzes die Einführung eines Vaterschaftsurlaubes von mindestens acht
Wochen bei einer Entschädigung von 80% des bisherigen Erwerbseinkommens. Die
Kommission des Nationalrates beantragte mit 15 zu 8 Stimmen der Initiative keine Folge
zu leisten. Die Mehrheit war der Meinung, dass eine solche Vaterschaftsversicherung in
der heutigen Situation nicht finanzierbar sei und keine sozialpolitische Priorität
darstelle. Eine links-grüne Minderheit verwies auf die Umfrage „Perspektiven Schweiz“,
bei welcher 80% der Bevölkerung einen besseren Vaterschaftsurlaub gewünscht hatten,
als denjenigen, der heute arbeitsvertraglich geregelt ist. Der Nationalrat lehnte die
Initiative mit 69 zu 111 Stimmen ab. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 11.12.2008
LINDA ROHRER

Soziale Gruppen

Familienpolitik

Mit einer parlamentarische Initiative verlangte Nationalrätin Teuscher (gp, BE) für alle
Angestellten des Bundes einen Elternurlaub, der sowohl Vätern wie Müttern zustünde
und in Ergänzung zum Mutterschaftsurlaub bezogen werden könnte. Sie betrachtete
ihren Vorstoss als Beitrag zur Förderung partnerschaftlicher Lösungen innerhalb der
Familien. Auf Antrag der vorberatenden Kommission, welche geltend machte, derartige
Lösungen seien nicht zu dekretieren, sondern von den Sozialpartnern auszuhandeln,
wurde die Initiative mit 92 zu 59 Stimmen abgelehnt. 2

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 05.06.2000
MARIANNE BENTELI

Mit 105 zu 58 lehnte der Nationalrat eine parlamentarische Initiative Teuscher (gp, BE)
ab, die einen viermonatigen Elternurlaub bis zur Vollendung des zweiten Lebensjahres
eines Kindes verlangte. Dieser sollte von jenem erwerbstätigen Elternteil bezogen
werden können, der sich vorwiegend um die Betreuung des Kleinkindes kümmert, resp.
je zur Hälfte von beiden Elternteilen. Der Erwerbsausfall sollte zu 80% abgegolten
werden, allerdings plafoniert auf das Anderthalbfache des durchschnittlichen
Bruttogehalts in der Schweiz. Die Initiative wurde von der SP unterstützt, von den
bürgerlichen Parteien aber wegen der unklaren Finanzierung abgelehnt. Zudem wurde
darauf verwiesen, dass mehrere familienpolitische Vorschläge in der parlamentarischen
Beratung seien, die Vorrang haben müssten. Ebenfalls verworfen (mit 114 zu 68
Stimmen) wurde eine weitere parlamentarische Initiative Teuscher, die durch eine
Revision des OR erreichen wollte, dass erwerbstätigen Eltern eines Kindes unter 13
Jahren eine bezahlte fünfte Urlaubswoche gewährt werden muss. Die Kommission
machte für die Ablehnung die Ungleichbehandlung von Eltern mit jüngeren und jenen
mit älteren Kindern geltend sowie die Verringerung der Chancen von Erwerbstätigen
mit Elternpflichten auf dem Arbeitsmarkt. 3

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 21.03.2003
MARIANNE BENTELI

Nachdem der Ständerat im Vorjahr eine vom Nationalrat knapp überwiesene Motion
Nordmann (sp, VD) für einen bezahlten Vaterschaftsurlaub abgelehnt hatte, beriet die
grosse Kammer nun eine parlamentarische Initiative Teuscher (gp, BE) zu diesem
Thema. Sie machte in ihrem 2006 eingereichten Vorstoss die konkrete Vorgabe, die
Erwerbsausfallentschädigung solle analog zum Mutterschaftsurlaub 80% des
vorangehenden Lohnes betragen und während acht Wochen ausgerichtet werden. Mit
dieser starren Formulierung hatte der Vorstoss keine Chance und wurde mit 111 zu 60
Stimmen deutlich abgelehnt. Einzig GP und SP sowie eine kleine Minderheit aus der
CVP-Fraktion, in erster Linie Frauen, stimmten zu. 4

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 11.12.2008
MARIANNE BENTELI
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Der Nationalrat nahm im Berichtsjahr ein Postulat Teuscher (gp, BE) an, welches den
Bundesrat auffordert zu prüfen, inwiefern Mütter bei aufgeschobenem
Mutterschaftsurlaub entschädigt werden könnten. Konkret betreffe dies Fälle, in
welchen die Neugeborenen aufgrund einer Krankheit länger im Spital bleiben müssten.
Die Entschädigungen des Mutterschaftsurlaubs würden aber erst ab dem Tag
ausbezahlt, an dem die Mutter mit ihrem Kind das Spital verlassen kann. Für die Zeit
zwischen Niederkunft und Heimkehr entstehe dabei für die Mutter eine erwerbslose
Zeit. Die Ratsmehrheit war der Meinung, dieser Missstand solle behoben werden und
überwies das Postulat mit 98 zu 83 Stimmen an den Bundesrat. 5

POSTULAT
DATUM: 17.06.2011
ANITA KÄPPELI

En avril 2016 est paru le rapport "Revenu  de  la  mère  en  cas  d'ajournement  de
l'allocation  de  maternité  suite  à  l'hospitalisation  prolongée  du  nouveau - né", en
rapport aux postulats Maury Pasquier(10.3523) et Teuscher, déposés en 2010. Les
postulats demandent la garantie d'un revenu pour les mères dont les enfants sont
hospitalisés sur une longue période suivant la naissance. Selon le droit en vigueur, les
mères demandant le rapport des allocations de maternité pour la fin de
l'hospitalisation ne touchent rien tant que dure celle-ci. Or, elles n'ont pas le droit de
travailler pendant les huit semaines suivant la naissance. A l'issue du rapport, le Conseil
fédéral retient deux manières de compenser la lacune existante: une règle spéciale
dans le Codes des Obligations (CO) ou une prolongation de la durée du versement de
l'allocation de maternité en cas de report, à modifier directement dans la loi sur les
allocations perte de gains (LAPG). Le Conseil donne sa préférence à la seconde
solution. 6

BERICHT
DATUM: 28.04.2016
SOPHIE GUIGNARD

1) AB NR, 2008, S. 1812 ff.
2) AB NR, 2000, S. 504 ff.
3) AB NR, 2003, S. 495 ff. Zum bezahlten Mutterschaftsurlaub siehe oben, Teil I, 7c (Mutterschaftsversicherung).
4) AB NR, 2008, S. 1812 ff. 
5) AB NR, 2011, S. 1263.
6) Rapport du CF en réponse aux postulats 10.3523 et 10.4125
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